
Landesarchiv Nordrhein-Westfalen     Duisburg, den 12. Mai 2026 

Der Präsident 

 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung: Gesetz zur Änderung des 

Archivgesetzes NRW und des Kulturgesetzbuches (LT-Drucksache 18/18113) 

 

Für eine Novellierung des Archivgesetzes Nordrhein-Westfalen ist es höchste Zeit. Die seit 

2018 wirksame EU-Datenschutz-Grundverordnung enthält für öffentliche Archive explizit die 

Möglichkeit, durch Derogationen in den Spezialgesetzen u.a. solche Regelungen 

auszuschließen, die dem Zweck archivischer Arbeit diametral entgegenstehen. Diese 

Derogationen sind im vorliegenden Gesetzesentwurf an jeweils passender Stelle 

vorgenommen und in der Begründung hinreichend kommentiert worden. Sie müssen nun 

endlich in geltendes Recht umgesetzt werden, damit die andernfalls zwingende unmittelbare 

Anwendung der DS-GVO die Tätigkeit der Archive nicht dauerhaft beeinträchtigt.  

Im Übrigen bildete das 2010 in Kraft getretene und zuletzt 2014 letztmals signifikant geänderte 

Archivgesetz eine gute Grundlage für eine forschungsfreundliche Praxis der 

Zugänglichmachung von Archivgut. Mit dem Änderungsentwurf wird nun die Chance genutzt, 

einzelne überholte oder missverständliche Bestimmungen zu korrigieren bzw. zu präzisieren 

und die gewachsenen Anforderungen an Archivierung im digitalen Zeitalter zum Ausdruck zu 

bringen, wodurch die Position der Archive insgesamt in wünschenswerter Weise gestärkt wird. 

Das gilt insbesondere für den Bereich der Anbietung und Übernahme von Unterlagen. Die 

Anerkennung der Anbietungspflicht ist unverzichtbare Voraussetzung für die archivische 

Überlieferungsbildung und spätere Zugänglichmachung. Deshalb ist es aus Sicht des 

Landesarchivs sehr zu begrüßen, dass der Begriff „Anbietung“ in den Gesetzestitel und in § 1 

Abs. 1 aufgenommen worden ist. Die Festlegung in § 4 Abs. 1, dass zu bestimmten Stichtagen 

auch elektronische Unterlagen anzubieten sind, die einer laufenden Aktualisierung 

unterliegen, bietet eine nunmehr verlässliche Grundlage für die Archivierung von Daten aus 

Fachverfahren, die kontinuierlich mit neuen Inhalten befüllt werden und ohne eine solche 

Bestimmung niemals Archivreife erlangen würden. Mit der Ausweitung des 

„Löschungssurrogats“ auf Daten, deren Speicherung durch die abgebende Stelle unzulässig 

war, wird eine Lücke geschlossen, die Fachleute schon vor 16 Jahren beklagt hatten. Das ist ein 

starkes Zeichen an die Forschung und an Betroffene, denn damit können die nach dem 

Archivgesetz NRW tätigen Archive ihre für das Vertrauen in den Staat so wichtige Funktion, die 

retrospektive Kontrolle – auch unrechtmäßigen – staatlichen Handelns zu ermöglichen, noch 

umfassender wahrnehmen. Eine Stärkung der Bewertungshoheit der Archive und Ausdruck 

des Vertrauens in die Archive ist schließlich die Klarstellung in § 2 Abs. 6, dass die Entscheidung 

über die Archivwürdigkeit angebotener Unterlagen durch das zuständige Archiv weisungsfrei 

getroffen wird. Dieser Absatz zur archivischen Kernaufgabe „Bewertung“ ist nur ein Beispiel 
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für den hohen Verantwortungsgrad und die hohen Anforderungen, die mit der 

gesetzeskonformen Ausübung archivischer Tätigkeiten einhergehen. 

Im Hinblick auf die Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit stellt die Umformulierung 

des § 7 Abs. 7 eine wertvolle Erleichterung für alle Beteiligten dar. In der bisherigen Fassung 

wurde die Weitergabe von Reproduktionen von Archivgut an andere Archive, Museen und 

Forschungsstellen selbst nach Ablauf der Schutzfristen stark eingeschränkt und bedurfte der 

Zustimmung durch die vorgesetzte Stelle. Längst haben aber die Archive durch Digitalisierung 

und Online-Bereitstellung große Schritte unternommen, um Archivgut mit abgelaufenen 

Schutzfristen allgemein verfügbar zu machen, wodurch die alte Formulierung obsolet wird. 

Richtig ist dagegen eine möglichst unbeschränkte Bereitstellung von Archivgut aus der Zeit bis 

1945. Dies bietet anerkannten Einrichtungen, die sich der Erforschung der NS-

Gewaltherrschaft und der Dokumentation von Opferschicksalen widmen, und deren 

Nutzerinnen und Nutzern neue Recherche- und Auswertungsmöglichkeiten und könnte zu 

weiteren Digitalisierungskooperationen führen, von denen wiederum auch das Landesarchiv 

und seine unmittelbaren Nutzerinnen und Nutzer profitieren würden. 

An deutliche Grenzen stößt die Nutzungsmöglichkeit mit guten Gründen, wenn es um 

eingestufte Unterlagen aus dem Tätigkeitsbereich der Geheimdienste geht, die in § 6 Abs. 2 in 

den Blick genommen werden. Gleichwohl bleibt zu wünschen, dass auch für diese Unterlagen 

grundsätzlich eine Nutzungsperspektive besteht, denn irgendwann sind tatsächlich alle 

Schutzfristen abgelaufen. Ein wichtiger Schritt in diese Richtung wäre eine baldige 

Veröffentlichung der Anlage 6 des Runderlasses „Verschlusssachenanweisung“ vom 18. Juni 

2024, auf die im neuen letzten Satz des Absatzes Bezug genommen wird. Einen Entwurf für 

dieses Dokument hat das Landesarchiv zu Beginn des Jahres vorgelegt. 

Dass öffentliche Archive ein wichtiger Akteur der kulturellen und historischen Bildungsarbeit 

sind, wird durch den neuen Abs. 8 in § 3, die Übertragung dieser Aufgabe auch an 

Kommunalarchive über § 10 Abs. 5 und die Harmonisierung mit § 63 des Kulturgesetzbuches 

hervorgehoben. Mit der ausdrücklichen Aufnahme in das Gesetz erhalten die in den 

vergangenen Jahren in vielen Archiven des Landes intensivierten Bemühungen um ein 

professionelles Bildungsangebot für die allgemeine Öffentlichkeit wie auch für Schulen und 

Universitäten eine nachträgliche Anerkennung, die zur Fortsetzung und Weiterentwicklung der 

Programme motiviert. 

Aus Sicht des Landesarchivs handelt es sich um einen sehr gelungenen und für die 

Wahrnehmung der eigenen Aufgaben hilfreichen Gesetzentwurf, der mit Nachdruck zur 

Annahme empfohlen wird. 

 

gez. Dr. Tobias Herrmann 


